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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


BeLr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

h i e r : Wirtschaftspciiiik in der Europäischen Vvirt- 
schaf tsgemeinsche ft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen WirtschaftS“ 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates betreffend die Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften über die in Zoll- 
lagern und Freizonen zulässigen üblichen Behandlungen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
betreffend die Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die in Zollagern und Freizonen zulässigen 

üblichen Behandlungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
timgsvorschriften über Zollager^), insbesondere auf 
Artikel 9, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments "), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund von Artikel 9 Absatz 1 der vorgenann- 
ten Richtlinie ist die gemeinsame Liste der in diesem 
Artikel aufgeführten üblichen Behandlungen aufzu- 
stellen. 

Die in Freizonen verbrachten Waren müssen dort 
gemäß Artikel 3 der Richtlinie des Rates vom 4. 
März 1969"^) zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über Freizonen den üb- 
lichen, in der gemeinsamen Liste aufgeführten Be- 
handlungen unterzogen werden können. 

ln diese Liste sind die üblichen Behandlungen mit 
einfachen Mitteln, die der Erhaltung der Ware oder 
der Verbesserung ihrer Aufmachung oder Handels- 
güte dienen, aufzunehmen. 

Die Voraussetzungen zur Anwendung der durch 
die Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen für die 
Abgabenerhebung müssen erläutert werden, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß die üblichen Behandlun- 
gen keinen Einfluß auf die Abgabenerhebung haben 
dürfen. 

I 

Es muß vorgesehen werden, daß jede Änderung | 
der gemeinsamen Liste nach dem in Artikel 28 Ab- I 
Sätze 2 und 3 der Richtlinie des Rates vom 4. März | 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tiingsvorschriften über den aktiven Veredelungsver- | 
kehr ’) festgesetzten Verfahren erlassen wird - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: j 

A r t i k e 1 1 4) 

Die gemeinsame Liste der von Artikel 9 Absatz 1 
der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 


monisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Zollager erfaßten üblichen Behand- 
lungen wird wie folgt festgesetzt: 

1 - Untersuchung, Bestandsaufnahme, Entnahme 

von Warenproben 

2 - Einfache Ausbesserungsmaßnahmen nach 

Transport- oder Lagerschäden 

3 - Reinigen 

4 - Ausscheiden geschädigter Teile 

5 - Aussortieren, Sieben, Sichten, Klären auf 

mechanischem Wege, Filtern, Umpflanzen, Um- 
füllen oder entsprechende einfache Tätigkeiten 

6 - Anbringen von Warenzeichen, Stempeln, Etti- 

ketten oder anderen gleichartigen Unterschei- 
dungszeichen auf den Waren selbst oder auf 
ihren Verpackungen, sofern diese nicht geeig- 
net sind, den wirklichen Ursprung der Waren 
zu verdecken 

7 - Änderung der Warenzeichen und Nummern 
- von Packstücken, sofern dadurch nicht der 

wirkliche Ursprung der Waren verdeckt wer- 
den kann 

8 - Verpacken, Auspacken, Umpacken, Ausbessern 

von Umschließungen, Umfüllen oder Neuauf- 
machung in anderen Behältnissen 

9 - Befestigen auf Unterlagen, soweit es für die 

Verpackung oder Aufmachung der Waren 
zweckmäßig oder erforderlich ist 

10 - Einfache Tätigkeiten der Zusammenstellung 

und Einteilung 

11 - Untersuchen, Prüfen und Betriebsfertigmachung 

von Maschinen, Apparaten und Fahrzeugen, 
sofern es sich um einfache Tätigkeiten handelt 

12 - Vermischung von Drittlands- oder Gemein- 

schaftswaren, ausgenommen Liköre, Brannt- 
wein, Wein und Spirituosen, sofern es sich um 
einfache Tätigkeiten handelt 

13 - Vermischung von Likören untereinander 

14 - Vermischung von Branntweinen untereinander 
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15 - Verschneiden von Weinen unter Beachtung der 

Gemeinschaftsregelung 

16 - Verdünnung von Spirituosen mit Wasser zur 

Herabsetzung des Alkoholgehaltes 

17 - Wässern, Reinigen und Crouponnieren von 

Häuten 

18 - Zerkleinern von getrockneten Hülsenfrüchten 

19 - Lüstrieren und Färben von Tee 

20 - Teilen von Waren, sofern es sich um einfache 

Tätigkeiten handelt 

21 - Alle Behandlungen, durch die den Waren ihr 

Zustand während der Einlagerung erhalten 
werden soll, wie Lüften, Trocknen, selbst unter 
Verwendung künstlich erzeugter Hitze, Kühlen 
und Einfrieren, Entfernen beschädigter Teile, 
Zusatz von Konservierungsmitteln, Ausräu- | 
ehern und Schwefeln (zur Schädlingsbe- | 
kämpfung). Abschmieren und Aufträgen von 
Rostschutzmitteln, Anbringen einer Schutz- 
schicht für die Beförderung, Teilen der Waren. | 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die in 
Artikel 1 genannten üblichen Behandlungen nur in 
bestimmten Arten von Zollagern und Freizonen i 
durchgeführt werden, wenn Gründe dies rechtfer- | 
tigen, die von besonderen Merkmalen der für die 
Wareneinlagerung bestimmten Anlagen, von der Art | 
der Waren und von den Möglichkeiten der über- ' 
wachung der Vorgänge abhängen. | 


Artikel 3 

1. Um die üblichen Behandlungen an eingelagerten 
Waren vorzunehmen oder vornehmen zu lassen, 
müssen Einlagerer oder Lagerhalter die Erlaubnis 
der zuständigen Zollstelle einholen. Die Zollstelle 
trifft zugleich mit der Erteilung der Erlaubnis alle 
notwendigen Maßnahmen zur Überwachung der 
Ordnungsmäßigkeit der Behandlungsvorgänge. 

2. Um die üblichen Behandlungen an Waren, die 
sich in Freizonen befinden, vorzunehmen oder vor- 
nehmen zu lassen, muß der Beteiligte die Erlaubnis 
der zuständigen Zollstelle einholen, sofern er von 
den Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 2 und des 
Artikels 6 der vorliegenden Richtlinie Gebrauch 
machen will. Die Zollstelle, welche die Erlaubnis 
erteilt, trifft alle notwendigen Maßnahmen zur 
Überwachung der Ordnungsmäßigkeit der Behand- 
lungsvorgänge. 


Artikel 4 

1. Wenn infolge der in Zollagern vorgenommenen 
üblichen Behandlungen Waren entstehen, die sich I 
von der Beschaffenheit der verwendeten Waren ^ 


unterscheiden, so sind Beschaffenheit und Menge der 
verwendeten Waren für die Anwendung von Artikel 
10 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Zollager zugrunde zu legen. 

2. Entstehen infolge der in Freizonen vorgenom- 
menen üblichen Behandlungen Waren, die sich von 
der Beschaffenheit der verwendeten Waren unter- 
scheiden, so sind, sofern für diese Behandlungen 
eine Erlaubnis gemäß Artikel 3 Absatz 2 der vor- 
liegenden Richtlinie eingeholt war, abweichend von 
Artikel 8 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über Freizonen, Beschaffenheit und 
Menge der verwendeten Waren zugrunde zu legen. 

Artikel 5 

Die Kosten der üblichen Behandlungen sind als 
Kosten für die Lagerung und für die Erhaltung der 
Waren im Sinne und unter den Voraussetzungen von 
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie des 
Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Zollager 
und von Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über Freizonen anzu- 
sehen. 

Artikel 6 

Sind die zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
meldeten Waren in Zollagern oder Freizonen unter 
Hinzufügung von Erzeugnissen mit Gemeinschafts- 
ursprung in üblicher Weise behandelt worden, so 
sind der Wert und die Menge dieser Erzeugnisse 
nicht bei der Bestimmung von Wert und Menge in 
Betracht zu ziehen, die den Zöllen Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen zugrunde zu legen 
sind. 

Artikel 7 

1. Der mit Artikel 26 der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr eingesetzte Ausschuß für den aktiven 
Veredelungsverkehr kann jede Frage im Zusammen- 
hang mit der Anwendung dieser Richtlinie prüfen, 
die ihm von seinem Vorsitzenden oder auf dessen 
Veranlassung oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaates vorgelegt wird. 

2. Jede Änderung der gemeinsamen Liste wird von 
der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 
28 Absätze 2 und 3 der vorgenannten Richtlinie 
erlassen. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie bis spätestens 1. 
Januar 1971 nachzukommen. 
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Artikel 9 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission mit, welche 
Vorschriften er zur Anwendung dieser Richtlinie er- 
läßt. 

Die Kommission unterrichtet die übrigen Mitglied- 
staaten von diesen Maßnahmen. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Vorbemerkungen 

1. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 be- | 
treffend die Harmonisierung der Rechts- und Ver- | 
waltungsvorschriften über Zollager sieht die 
Möglichkeit vor, daß eingelagerte Waren üb- 
lichen Behandlungen zum Zwecke ihrer Erhaltung 
oder Verbesserung der Aufmachung oder ihrer 
Handelsqualität unterworfen werden können. 
Diese Richtlinie gibt keine allgemeine Definition 
der Behandlungen, sondern sieht in ihrem Artikel 

9 vor, daß der Rat auf Vorschlag der Kommission 
eine gemeinsame Liste der Behandlungen auf- 
stellt. Soweit Behandlungsformen nicht in der 1 
gemeinsamen Liste aufgeführt sind, werden sie i 
nach den auf dem Gebiet des aktiven Verede- 
lungsverkehrs angewandten Regeln beurteilt. 

Die gemeinsame Liste der üblichen Behandlungen 
ist auch hinsichtlich der Freizonen anwendbar 
gemäß Artikel 3 der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 betreffend die Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Frei- 
zonen. 

Es hat sich gezeigt, daß außer der Aufstellung 
einer gemeinsamen Liste einige Probleme, die die 
Abgabenerhebung bei Waren nach ihrer Behand- 
lung aufwirft, durch gemeinschaftliche Rechtsvor- 
schriften geregelt werden müssen. Der vorlie- 
gende Entwurf enthält also nicht nur die Liste 
der Behandlungen und stützt sich auch nicht 
allein auf Artikel 9 der Lagerrichtlinie, sondern 
auch auf Artikel 100 des Vertrages. 

Der Rat hatte vorgesehen, daß diese Liste späte- 
stens ein Jahr nach Zustellung der Lagerrichtlinie 
aufgestellt werden sollte. In dieser Hinsicht mag 
die Feststellung erlaubt sein, daß diese Frist auf- 
grund der Arbeitsüberlastung der zuständigen 
Dienststellen der Kommission nicht eingehalten 
werden konnte. 1 

Der vorliegende Entwurf eines Vorschlages einer 
Richtlinie, deren Bestimmungen nachstehend er- 
läutert werden, behandelt in folgender Reihen- 
folge: 

- die Aufstellung der Liste der üblichen Behand- 
lungen, 

~ die Bedingungen, unter denen die übliche Be- 
handlung erfolgen kann und insbesondere die 
Zollbehandlung von Waren nach ihrer Behand- 
lung bei der Abfertigung zum freien Verkehr. 

Artikel 1 - Liste der üblichen Behandlungen 

2. Die Liste der üblichen Behandlungen wurde auf 
der Grundlage der vordem in den Mitglied- 
staaten angewandten Listen erstellt und berück- 
sichtigt nicht nur die traditionellen Handels- j 
brauche, sondern auch die derzeitigen Anforde- | 


rungen, die von Benutzern von Zollagern und 
Freizonen gestellt werden, sowie die Weiterent- 
wicklung der Überwachungsmöglichkeiten. 

Die Gemeinschaftsliste der üblichen Behandlun- 
gen ist unbeschadet der künftig in Kraft treten- 
den Bestimmungen der gemeinsamen Organisa- 
tion des Agrarmarktes, insbesondere auf dem 
Alkoholsektor, aufgestellt worden. 

Es ist zu bemerken, daß nichts dem entgegen- 
steht, wenn ein Beteiligter bei der Durchführung 
der Behandlungen auf das Kontrollverfahren, das 
im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs 
vorgesehen ist, zurückgreift, sofern er dieses Ver- 
fahren für praktischer hält hinsichtlich der einen 
oder anderen Warenart. 

Artikel 2 ~ Anwendung der Liste auf verschiedene 
Typen von Zollagern und Freizonen 

3. Die Kommission hat dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die in der Liste aufgeführten Be- 
handlungen auf verschiedene Weise durchgeführt 
werden können je nach dem Typ des Zollagers 
und den einzelnen Freizonen. So können etwa 
die Anlagen nicht die genügenden Voraussetzun- 
gen für die Durchführung gewisser Behandlungen 
aufweisen. Ebenso ist es denkbar, daß eine Über- 
wachung in bestimmten Fällen nicht durchgeführt 
werden kann. Artikel 2 läßt somit den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu diesem Zweck zu treffen. 

Artikel 3 - Erlaubnis 

4. Die Behandlungen in Zollagern hängen von der 
Erlaubnis der Zollverwaltung der Mitgliedstaaten 
ab. Diese Erlaubnis ist erforderlich, um der Ver- 
waltung die Überwachung der Ordnungsmäßig- 
keit der Behandlungsvorgänge zu ermöglichen, 
insbesondere für den Fall, wo eine ständige 
Überwachung des Zollagers nicht gegeben ist. 

Was andererseits die Freizonen betrifft, ist es an 
sich nicht erforderlich, eine solche Erlaubnis zu 
verlangen, weil es keine Übernahme der zoll- 
amtlichen Überwachung gibt und allein der Aus- 
tritt aus der Freizone maßgeblich für die Abferti- 
gung zum freien Verkehr ist. Im Interesse des 
Beteiligten, der Behandlungen von Waren durch- 
führen will, die später zum freien Verkehr auf 
dem Zollgebiet der Gemeinschaft abgefertigt 
werden sollen, erschien es allerdings angezeigt, 
die Möglichkeit für den Beteiligten vorzusehen, 
sich der zollamtlichen Überwachung zu unter- 
werfen, um die Vorteile aus der Anwendung der 
in Artikel 4 Absatz 2 und in Artikel 6 vorge- 
sehenen Regeln der Abgabenerhebung in A_n- 
spruch nehmen zu können. 
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Artikel 4 - Regelung der Abgabenerhebung 

5. Was die Zollagerbehandlungen betrifft, so wurde 
für den Fall der Abfertigung zum freien Verkehr 
der behandelnden Waren der Grundsatz festge- 
halten, daß die verwendeten Waren für die Ab- 
gabenerhebung maßgeblich sind, um zu vermei- 
den, daß die erhöhte Abgabenbelastung den Be- 
teiligten dazu veranlaßt, die Behandlungen vor 
der Einlagerung in Drittländern vorzunehmen. 

Was die in Freizonen durchgeführten Behand- 
lungen angeht, so kann der Beteiligte wählen 
zwischen der Abgabenberechnung, die sich auf 
die verwendeten Waren bezieht, wenn er die in 
Artikel 3 genannte Förmlichkeit erfüllt hat, und 
der allgemeinen Art der Abgabenberechniing, 
wie sie in Artikel 8 der Richtlinie „Freizonen" 
erwähn! ist. 

Artikel 5 - Behandlungskosten 

6. Die durch die üblichen Behandlungen entstande- 
nen Kosten müssen für die Bestimmung des Zoll- 
werts der das Lager oder die Freizone zum 
Zwecke der Abfertigung zum freien Verkehr ver- 
lassenden Waren wie Lager- oder Erhaltungs- 
kosten angesehen werden. Diese Kosten be- 
treffen nämlich in gleicher Weise Behandlungen, 
die auf dem Gebiet der Gemeinschaft vorgenom- 
men worden sind, unter Verwendung von Ar- 
beitskräften und Anlagen der Gemeinschaft. So 
erschien es nötig, um alle Schwierigkeiten in 
dieser Hinsicht zu vermeiden, eine ausdrückliche 
Bestimmung vorzusehen unter Hinweis auf die 
Bestimmungen des Artikels 10, Absatz 2, Buch- 
stabe d) der Lagerrichtlinie und des Artikels 8, 
Absatz 1 der Freizonenrichtlinie. 

Artikel o - Freistellung von Gemeinschaftserzeug- 
nissen 

7. Es wird festgestellt, daß die im Rahmen der Be- 
handlungen von Waren beigefügten Gemein- 
schaftserzeugnisse, die sich nicht in freiem Ver- 


kehr befinden, bei der Berechnung der Abgaben 
der zum freien Verkehr abgefertigten Waren 
nicht in Betracht gezogen werden dürfen. 

Artikel 7 - Änderungen der gemeinsamen Liste der 
Behandlungen 

8. Um die Liste der üblichen Behandlungen rasch 
den modernen Erfordernissen des Handels an- 
passen zu können, wurde die Befassung des Aus- 
schusses für den aktiven Veredelungsverkehr 
nach dem einschlägigen Verfahren vorgesehen. 

Dieser Ausschuß ist in der Tat am besten geeig- 
net, die Behandlungsarten festzustellen, die jen- 
seits der Demarkationslinie, wie sie von der 
Richtlinie betreffend den aktiven Veredelungs- 
verkehr gezogen wird, zulässig sind. 

Artikel 8, 9 und 10 - Schlußbestimmungen 

9. Artikel 8 stellt fest, daß vor dem 1. Januar 1971 
die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnah- 
men in Kraft setzen, um der Richtlinie nachzu- 
kommen. Dieser Zeitpunkt wurde gewählt, um 
zur wirksamen und ordnungsgemäßen Anwen- 
dung des gemeinsamen Zolltarifs von dem 
Augenblick an beizutragen, den der Rat für die 
Übertragung eines Prozentsatzes der Zolleinnah- 
men auf den Haushalt der Gemeinschaften ge- 
wählt hat. 

10. Artikel 9 und 10 enthalten die üblichen Bestim- 
mungen, die den Mitgliedstaaten auferlegen, die 
Ausführungsbestimmungen der Kommission mit- 
zuteilen, und die anzeigen, daß die Richtlinie an 
alle Mitgliedstaaten gerichtet ist. 

Schlußfolgerung 

11. Die Kommission ist der Ansicht, daß die Bestim- 
mungen der vorliegenden Richtlinie ein Gemein- 
schaftsverfahren darstellen, welches im gegen- 
wärtigen Stadium der Integration den Bedürf- 
nissen der Benutzer und den wirtschaftlichen Er- 
fordernissen angepaßt ist. 
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